Gefeß - Sammlung 
für die 


| Koͤniglichen. Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 15. 


(Nr. 6552.) Geſetz, betreffend die Erweiterung mehrerer Beſtimmungen der Geſetze vom 
6. Juli 1865. und 16. Oktober 1866. Vom 9. Februar 1867. 8 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


. verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


F. 1. 
Die in den $$. 12. und 13. des Geſetzes vom 6. Juli 1865. ausgewor⸗ 
fenen Verwundungs⸗ reſp. Verſtümmelungszulagen werden: f 


a) die Verwundungszulage von 1 Thaler auf 2 Thaler, 


bp) die e e von reſp. 3 Thalern und 5 Thalern auf 
reſp. 5 Thaler und 10 Thaler erhöht. 15 ' 


Dieſe Zulagen werden fortan nicht allein den Militaixinvaliden vom Ober⸗ 
feuerwerker ꝛc. abwärts, ſondern auch den unteren Militairbeamten (Klaſſifikation 
vom 17. Juli 1862.) nach Maaßgabe der Beſtimmungen des vorgedachten Geſetzes 
gewährt. Die erwähnten Zulagen bilden einen integrirenden Theil der Penſion. 


$. 2. f N 

Dieſe Penſionszulagen können durch richterliches Erkenntniß nicht entzogen 
werden und verbleiben den 1 auch bei Verſorgung in Juwalden⸗ Jet 
tuten, ſowie bei Anſtellung im Civildienſt neben den ſonſt atendigen Kompetenzen 
alt Gehalt, Penſion ac. d 


9. 3. 


dungen geſtorbenen, ſowie der im Fe 


Feldarmee vom Oberfeuerwerker ꝛc. abwärts, erha 
Jahrgang 1867. (Nr. 6552.) 


8 Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1867. „ 


30 im Falle des Bedürfniſſes 


Die Wittwen der im Kriege 0 Pesch oder an den erlittenen Verwun⸗ e 
lde beſchädigten oder erkrankten und in Folge 
deſſen bis zum Tage der Demobilmachung dee n Militairperſonen der f 


und 5 


IJ 8 a 
a) die Wittwen der Oberfeuerwerker ꝛc. (§. 6. Poſ. 1. des Geſetzes vom 
6. Juli 1865.) 100 Thaler, b 5 
p) die Wittwen der Sergeanten und Unteroffiziere ($. 6. Poſ. 2. und 3. 5 

des Geſetzes vom 6. Juli 1865.) 75 Thaler, 


und ; 
e) die Wittwen der übrigen Soldaten (F. 6. Poſ. 4. des Geſetzes vom = 
6. Juli 1865.) 50 Thaler i 5 
jährlich. 
i Denſelben Anſpruch haben die Wittwen der unteren Militairbeamten. 
War den Männern ein beſtimmter Militairrang nicht beigelegt, ſo entſcheidet 
| 15 die Höhe der Unterſtützung das dieſen zuletzt gewährte Dienſteinkommen, 
dergeſtalt, daß 1 . 5 
1) die Wittwen der Beamten mit einem Einkommen bis zu 140 Thalern 
jährlich auf die Beihülfe (ad e.) von 50 Thalern, y 
2) die Witwen der Beamten mit einem Einkommen von 140 Thalern = 
bis zu 215 Thalern jährlich auf die Beihülfe (ad b.) von 75 Thalern, und 
3) die Wittwen der Beamten mit einem Einkommen von 215 Thalern und 
ns darüber jährlich auf die Beihülfe (ad a.) von 100 Thalern 555 
Jährlich Anſpruch haben ſollen. 5 N88 : 
; Waren jedoch die Beamten vorher Soldaten, und bedingte der von ihnen 


bekleidete Militairrang eine höhere Unterſtützung, als das ihnen zuletzt gewährte 
Bceamten⸗Dienſteinkommen, jo wird den Wittwen die höhere Beihülfe gewährt. 


ne Ru . 

Für die Kinder der im F. 3. bezeichneten Militairperſonen wird im Falle 

des Bedürfniſſes bis zum vollendeten 15 ten Lebensjahre derſelben eine Erziehungs 
beihülfe, für jedes Kind im Betrage von 30 Thalern jährlich, gewährt. 
ſofern dieſe Beihülfe nicht aus den Einkünften des Potsdamer großen Militair⸗ 
1 00 0 geleiftet werden ſollte, erfolgt dieſelbe aus den allgemeinen Staats⸗ 
mitteln. f 990 


3 


N 5. VER 
Die nach F. 3. erforderliche Zugehörigkeit zur Feldarmee wohnt allen 
zur unmittelbaren Aktion gegen den Feind beſtimmten Truppenkorps bei. i 
8 Bei allen anderen Truppenkorps und Militairbehörden find der Kate: 
. De des F. 3. gleichzuachten: te bean vom Tage der Mobilmachung reſp. 


er Kriegsformation ab im Dienſte befindlich geweſenen reſp. dazu eingezogen 


nſpruches gilt auch hier, daß der Tod bis zum 
Tage der eo ng reſp. Yuflöfung der Kriegsformation eingetreten iſt. 
Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden die gleiche Anwendung bei 
Beurtheilung der Anſprüche der Wittwen und Kinder et dete Offiziere und 
oberen Militairbeamten (Geſetz vom 16. Oktober 1866.). f 


F. 6. 

Dies Geſetz wird innerhalb der entſprechenden Chargen auch a die Kö⸗ 
nigliche Marine und auf die bereits penſionirten Militairinvaliden und unteren 
Militairbeamten, ſowie auch auf die Wittwen und Waiſen der in den bishe⸗ 

rigen Kriegen Gebliebenen und Geſtorbenen (§ . 3 — 5.) in Anwendung gebracht. 


8: 
3 Durch die Beſtimmungen der $$. 3. und 4. wird an der Vorſchrift des 
H. 12. des Geſetzes vom 27. Februar 1850., ee die Unterſtützung der be⸗ 
dürftigen Familien zum Dienſte einberufener Reſerve- und Landwehrmann⸗ 
ſchaften, nichts geändert. d . 


F. 8. 
N Mit der Ausführung des Geſetzes iſt der Kriegs- und Marineminiſter 
beauftragt. 7 

Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i i | 
Gegeben Berlin, den 9. Februar 1867. 75725 


(L. S.) Wilhelm. 


. d Gr. v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
| Gr. zu Eulenburg. 


30h Fr, 6853 


n — 220 — a 
(Nr. 6553.) Vorfluthsgeſetz für Neuvorpommern und Rügen. Vom 9. Februar 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen für Neuvorpommern und Rügen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des 
Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


Abſchnitt J. 
Unterhaltung der Waſſerlaͤufe Behufs Sicherung der Vorfluth. 
F. 1. 


Die Räumung und Unterhaltung der vorhandenen Gräben und anderen 
natürlichen und künſlic en Privatwaſſerläufe liegt, ſofern nicht ſpezielle Rechts⸗ 
titel, ununterbrochene en oder Ortsſtatuten ein Anderes beſtimmen, 
den Uferbeſitzern — und zwar den gegenüberliegenden bis zur Mitte — inſoweit 
ob, als es zur Beſchaffung und Erhaltung der Vorfluth erforderlich ift. 


F. 2. 

Die Polizeibehörde iſt ermächtigt, die Verpflichteten zur Räumung oder 
Unterhaltung ($. 1.) anzuhalten, ſobaſd aus deren Verngchläſſtaung Nachtheile 
für die Beſttzer anderer Grundſtücke oder nutzbarer Anlagen oder für die Geſund⸗ 
heit der Anwohner entſtehen. 

Wenn über die Verpflichtung Streit unter den Betheiligten entſteht, ſo iſt 
die Räumung oder 1 tung bis zur richterlichen Entſcheidung nach Maaß⸗ 

abe des Beſitzſtandes, und wenn auch dieſer nicht feſtſteht, von den Uferbeſitzern 
F. I.) zu bewirken. 


F. 3. 

Wo die Räumung oder Unterhaltung durch Naturalleiſtungen der einzelnen 
Uferbeſitzer wegen der Parzell ruung oder geringen Ausdehnung der Grundſtücke 
oder aus anderen Gründen erfahrungsmäßig mangelhaft geſchieht, da können die 
ſämmtlichen Räumungspflichtigen nach vorgängiger Vernehmung der Betheiligten 
durch ein von der Bezirksregierung feſtzuſtellendes Reglement verpflichtet werden, 
die Arbeiten gemeinſchaftlich für Geld machen zu laſſen und die Koſten nach Ver⸗ 
hältniß ihrer bisherigen Verpflichtung aufzubringen. 


. Ab ſchnitt II. 
Vorſchriften zur Verhuͤtung von Schaden durch Stauungsanlagen. 


8. 4 


Jaeder Beſitzer einer Stauanlage muß ſich auf Antrag und Koſten Der⸗ 
jenigen, welche dabei intereſſirt find, die Setzung eines Merkpfahls gefallen ae 
H. 5. 


| N . ee, eh 
5 Dieſe Setzung muß durch ſachverſtändige Kommiſſarien der Bezirksregierun 
And unter Zuziehung ſämmtlicher Intereſſenten vor einer aus einem Richter un 
ö einem Protokollführer beſtehenden Kommiſſton des zuſtändigen Gerichts erfolgen. 
g Die Gerichtskommiſſion hat über die Anordnungen der ſachverſtändigen 
Kommiſſarien, die Erklärungen der Intereſſenten und De Legitimation eine, 
den ganzen Akt, deſſen Rechtsgültigkeit und Beglaubigung betreffende Verhandlun 
aufzunehmen. Dieſe iſt von dem kommittirenden Gerichte „dem ſie in Urſchrift 
einzureichen, für die Regierung und die Intereſſenten, ll: dies verlangen, aus⸗ 
zufertigen oder in Abſchrift mitzutheilen. 


$. 6. 

An dem Merkpfahle muß der zuläffige höchſte Waſſerſtand und auf Ver⸗ 
langen der Antragſteller ($. 4.) erforderlichen Falls auch der beſondere höchſte 
Sommerwaſſerſtand deutlich bezeichnet, auch die Höhe davon mit einem nahe 
belegenen, unverrückbaren Gegenſtande, bei Mühlen außerdem auch mit dem 
Fachbaum der Mahl- und Freiſchleuſe durch Nele ent verglichen und zu Pro⸗ 
tokoll niedergeſchrieben werden. Im umgekehrten Falle, wenn der Beſitzer der 
Stauanlage die Verpflichtung hat, zur Erhaltung der Schiffbarkeit eines Ge⸗ 
wäſſers das Waſſer auf einer beſtimmten Höhe zu erhalten, ſoll in Abſicht der 
Setzung des Merkpfahls für den niedrigſten zuläſſigen Waſſerſtand auf ähnliche 
Weiſe verfahren werden. 


. K. 7. 5 

. 5 Iſt die Höhe des Waſſerſtandes durch rechtskräftige Urtheile oder nach 

dem Einverſtändniſſe aller Intereſſenten deutlich beſtimmt, fo hat es dabei fein 
Bewenden und muß die Setzung des Merkpfahls danach erfolgen. 


$. 8. 


Sind aber die Intereſſenten darüber uneinig, ob die Höhe des Waſſer⸗ 
ſtandes durch gültige Verträge, Verleihungen oder Verjährung beſtimmt ſei, ſo 
iiſt den Parteien der Rechtsweg zu überlaſſen, wobei die Vorſchriften des §. 
b fed Verordnung vom 21. Juli 1849. (Geſetz - Samml. S. 316.) Anwendung 

nden. 


N ES 
10 Wird durch Einverſtändniß der Intereſſenten oder im Rechtswege 8 8.) 
fleſtgeſtellt, daß es an rechtsverbindlichen deutlichen Beſtimmungen des Waſſer⸗ 
ſtandes fehlt, fo erfolgt die Setzung des Merkpfahls durch die von der Bezirks⸗ 
Regierung ernannte Konmiſfſon (F. 5.) dergeſtalt, daß dabei das gegenſeitige 
Igntereſſe der Bodenkultur und der Stauberechtigten an vereinigt werde, 
und es entſcheidet hierüber, ſofern ſich die Parteien bei den en Feſt⸗ 
ſetzungen nicht beruhigen, die Bezirksregierung mit Ausſchluß des echtsweges. 
Nr. 6558.) egen 


Gegen die Entſcheidung derſelben findet nur der Rekurs an die Neffort 
miniſter ſtatt, welcher binnen einer präkluſiviſchen Friſt von ſechs Wochen nach 
erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung angemeldet werden muß. 5 


$. 10. 


In den Fällen des F. 8. ſteht der Bezirksregierung die Befugniß zu, auf 
Antrag von Intereſſenten und auf Koſten der Antragſteller interimiſtiſch einen 
Waſſerſtand feſtzuſetzen, welchen der Stauberechtigte ſo lange halten muß, bis ein 
Anderes durch richterliche Entſcheidung rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. 


H. 11. 


Wird ein beſonderer höchſter Sommerwaſſerſtand (F. 6.) feſtgeſetzt, ſo iſt 
in dem aufzunehmenden Protokoll ($. 5.) ausdrücklich zu vermerken, von welchem 
Tage ab und bis zu welchem Tage hin dieſer Sommerwaſſerſtand gehalten 
werden muß. 

Hinſichtlich dieſer Feſtſetzung eines Sommerwaſſerſtandes und der An⸗ 
fangs⸗ und Endtermine deſſelben finden die vorſtehenden Beſtimmungen $$. 6. 
bis 10, gleichmäßige Anwendung. 


9. 12. 


Kein Beſitzer von Stauanlagen darf den Waſſerſtand über die durch den 
Merkpfahl beſtimmte Sr aufitauen. Sobald das Waſſer über dieſe Höhe 
wächſt, muß er durch Oeffnung der Schleuſen, Gerinne und Grundſtöcke, durch 
mn der beweglichen Aufſätze auf den Fachbäumen oder Ueberfällen, über⸗ 
haupt durch Wegräumung aller bloß zeitlichen Hinderniſſe den Abfluß deſſelben 
unentgeltli Be unausgeſetzt ſo lange befördern, bis das Waſſer wieder 
auf die durch den Merkpfahl beſtimmte Höhe gefallen iſt. 


35 5 13. ö 
e er dies, ſo ſoll nicht allein auf Antrag jedes Intereſſenten durch 
die Polizeibehörde die im $. 12. vorgeſchriebene Herabſetzung des Waſſerſtandes 
auf die durch den Merkpfahl beſtimmte Höhe auf Gefahr und Koſten des Be 
ſitzers der Stauanlage ſofort bewirkt werden, ſondern es hat auch der e 
außer dem Erſatze alles durch die widerrechtliche Stauung verurſachten Schadens 
eine Strafe von 20 bis 50 Thaler verwirkt. 


Abſchnitt IN. ' 


Vorſchriften über Herſtellung neuer und Erweiterung alter Entwaͤſſerungs⸗ 
Anlagen und Entfernung von Stauanlagen. 


| ! F. 14. N 5 f 

Jeder Grundbeſitzer, welcher ſein Grundſtück entwäſſern oder Teiche und 

Seen ablaſſen will, kann in Fällen des überwiegenden Landeskultur⸗Intereſſes 
ver⸗ 


J 


erlangen, daß ihm gegen vollſt ntſchädigung das Servitutrecht ein 
wird, das Waſſer von ſeinem Boden in offenen Gräben oder bedeckten andlen 
(Röhren) durch fremde Grundſtücke, welche fein Grundeigenthum von einem . 
Vaſſerlaufe oder einem andern Abflußwege trennen, auf feine Koſten abzuleiten 
oder zu dieſem Zwecke vorhandene Gräben, Fließe und Waſſerläufe zu erweitern 
und zu vertiefen. 


. 15. 


. Die Entwäſſerungsanlage darf nur an der Stelle des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks ausgeführt werden, wo ſie dem Eigenthümer deſſelben, unbeſchadet des 
Zwecks, am wenigſten läſtig ift; durch Gebäude nebſt den damit in Verbindung 

ſtehenden Hofräumen kann das Recht ($. 14.) gar nicht, durch Gärten und ein⸗ 

geſchloſſene Parkanlagen nur mittelſt bedeckter Kanäle oder Röhren ausgeübt 
werden, inſoweit es ſich nicht bloß um Erweiterung und Vertiefung vorhandener 

offener Gräben und Fließe handelt. a 


$. 16. 


Unter den Vorausſetzungen des §. 14. können auch Triebwerksbeſitzer und 
Beſitzer von Stauanlagen, welche ſonſt den Abfluß eines Gewäſſers anzuhalten 
berechtigt ſind, verpflichtet werden, den freien Lauf deſſelben ganz oder zum Theil 
wieder herzustellen und ſelbſt ihre Triebwerke und Stauanlagen gänzlich hinweg⸗ 
zuräumen, wenn der Zweck anders nicht zu erreichen iſt. 8 | 


$. 17. 


Dem Eigenthümer des von der Entwäſſerungsanlage begrenzten reſp. durch⸗ 
ſchnittenen Grundſtücks, ſowie 1 5 den Eigenthümern benachbarter Grundſtücke, 
ſteht das Recht der Mitbenutzung der Anlage zu. 

Wer die Mitbenutzung in Anſpruch nimmt, muß einen verhältnißmäßigen 
Beitrag zu den Koſten der Anlage und Unterhaltung, ſoweit er Nutzen davon 
g vet) leiſten und die Koſten der in feinem Intereſſe etwa erforderlichen Ab⸗ 
änderung der Anlage allein tragen. a 

Wenn die Anlage ſpäter dem 1 des belaſteten Grundſtücks in 
der Verbeſſerung deſſelben hinderlich wird, oder ihn ſonſt mehr als Anfangs be⸗ 
läſtigt, jo kann derſelbe eine Verlegung der Anlage auf feine Koſten vornehmen, 
ſofern die Ausübung des durch $. 14. eingeräumten Rechts hierdurch nicht weſent⸗ 
lich erſchwert wird. 98 


$. 18. 


98 Die Grundſtückbeſitzer, welche von den ihnen nach $$. 14. und 16. ge 
ſtatteten Befugniſſen Gebrauch machen wollen, und ſich mit den Stauungsbe⸗ 
rechtigten und anderen Grundbeſitzern nicht auf gütlichem Wege einigen können, 
haben ihren Antrag bei der Bezirksregierung anzubringen. Dieſe kann vor Ein 
leitung des Verfahrens zur 0 des Antrags die Einreichung des Sir 
tuationsplans der etwa erforderlichen Nivellements und eines — s 
Gutachtens in Betreff der aus der beabſichtigten Entwäſſerung zu erwartenden 
(Ir, 6558.) 5 ck | SO 


* 


rtheile für di 


ile für di des obwaltenden überwiegenden Landeskultur⸗ 
eſſes verlang V g wart 


* 


a 8 8 

In Folge dieſes Antrags (F. 18.) verfügt die Bezirksregierung eine ört⸗ 
liche Unterſuchung durch fachkundige Kommiſſarien unter Zuziehung und Ver⸗ 
nehmung ſämmtlicher Intereſſenten. Dieſe Unterfuchung iſt auch darauf zu richten, 
ob und welche Nachtheile etwa durch die beabſichtigte Entwäſſerung für die 
Schiffahrt oder für öffentliche Anlagen zu beſorgen ſind. 


$. 20. 


In Ermangelung gütlicher Einigung entſcheidet die 0 mit Ausſchluß 
des Rechtsweges durch einen mit Gründen verſehenen Beſchluß: 


J. über das Vorhandenſein der Bedingungen, unter welchen die in den 
95 14. bis 17. ben Ci Befugniſſe in Anſpruch genommen werden 


önnen, und über den Entwäſſerungsplan; 


II. über etwaige ſpätere Abänderungen des Plans (§. 17. Abſchnitt 3.). 


Gegen dieſe Entſcheidungen der Bezirksregierung findet nur der Rekurs an 
den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ſtatt, welcher binnen 
einer präkluſiviſchen Friſt von ſechs Wochen nach Behändigung der Entſcheidung 
anzumelden iſt. 5 
| Ä $. 21. 9 


FRE Wenn bei Einleitung des Verfahrens und Vernehmung der Intereſſenten 
G. 19.) die Exiſtenz oder der Umfang eines Rechts, auf welches ein Widerſpruch 
oder ein Entſchädigungsanſpruch gegründet wird, ſtreitig bleibt, ſo iſt den Parteien 
der Rechtsweg zu überlaſſen. f , 

Die Regierung iſt aber befugt, in ſolchen Fällen dem nach §. 18. bean 
tragten Verfahren fern zu geben, wenn der Provokant ſich verpflichtet, die 
in Betreff des ſtreitigen Anſpruchs gemäß F. 22. zu ermittelnde Entſchädigung 
vor der Ausführung der Entwäſſerungsanlage gerichtlich niederzulegen. 


22 


115 Seit der Entwäfferungsplar gemäß F. 20. feſt, fo wird ein Schiedsgericht 
gebildet. f i ' 1 5 
Demſelben ſteht mit Zugrundelegung des feſtſtehenden Entwäſſerungsplans 
nach Anhörung aller davon betroffenen Intereſſetten, ſoweit eine gütliche Einigung 
nicht zu 1 iſt, zu: 8 
I. beim Vorhandenſein mehrerer Theilnehmer ($. 17.) die a e über 
den Beitrag eines jeden zu den Koſten der Anlage und deren Unter⸗ 
haltung nach Verhältniß des Vortheils ; 0 
II. desgleichen die Entſcheidung über die künftige Unterhaltung bereits vor 
handener Gräben und Waſſerläufe, welche nur erweitert oder aN 


« 


die Parteien und die übrigen Schiedsrichter mit voller Beweiskra 


welche zur Ab 


. 
ſind, wobei, wenn die Unterhaltungspflicht Demjenigen verbleibt, welcher 
den ſchon vorhandenen Waſſerlauf bisher zu unterhalten hatte, bei Feſt⸗ 
ſetzung der ihm zu leitenden Entſchädigung auch auf die mehreren ihm 
in der Folge zur Laſt fallenden Unterhaltungskoſten billige Rückſicht 
genommen werden muß; ö 

III. die nähere Beſtimmung über die Art und Weiſe der Ausführung des 
Entwäſſerungsplans und die Vollziehung deſſelben; a 

IV. die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchädigungsanſprüche, wie des 
Betrags der zu gewährenden Entſchädigung. 

In allen Fällen muß die Entſchädigung vor der Ausführung der Ent⸗ 


wäſſerungsanlage gezahlt werden. 


. 23. 


Das Schiedsgericht ($. 22.) beſteht aus drei Schiedsrichtern. Der eine 
derſelben wird von den Stauungsberechtigten oder den Inhabern der Grund⸗ 
ſtücke, welche Vorfluth gewähren ſollen, und den 4 zu denden Mee 
Berechtigten 1 einen nach der Perſonenzahl zu faſſenden Mehrheitsbeſchluß, 
der zweite von denjenigen Grundbeſitzern, welche die Entwäſſerung beantragt 
haben, in derſelben Weiſe gewählt, der dritte aber von der Bezirksregierung 
ernannt. ; 

Das Schiedsgericht faßt feine Entſcheidungen nach Stimmenmehrheit unter 
dem Vorſitz des von der Bezirksregierung ernannten Schiedsrichters. 

Zur Wahl der Schiedsrichter sind die Intereſſenten mit vierwöchentlicher 
präkluſiviſcher Friſt aufzufordern. Wird die Wahl eines Schiedsrichters abgelehnt, 
oder können ſich die Provokanten oder Provokaten über die Perſon eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Schiedsrichters nicht en oder wird die fn 90 des gewählten 
Schiedsrichters über vier Wochen nach der den Intereſſenten behändigten Auf⸗ 
Bang zur Wahl verzögert, fo geht das Wahlrecht verloren und es hat die 

ezirksregierung den Schiedsrichter zu ernennen. Sie kann dazu auch einen mit 
der örtlichen Unterſuchung beauftragten Kommiſſarius (§. 19.) beſtellen. 


$. 24. 8 
Zu Schiedsrichtern dürfen nur 1 e dispoſitionsfähige, ſachkundige 
Männer, welche Preußiſche Unterthanen ſind und die als Zeugen . und wider 
t vor Gericht 
zugelaſſen werden, gewählt werden. 5 
Beſitzt der gewählte Schiedsrichter dieſe Eigenſchaften nicht, ſo hat die 
Bezirksregierung eine anderweite Wahl zu veranlaſſen. 
Die e dürfen die Wahl nur aus denſelben Gründen ablehnen, 
ehnung einer Vormundſchaft berechtigen. 


$. 25. 


Die Schiedsrichter ſind als Sachverſtändige zu vereiden, wenn dies nicht 
Jahrgang 1867. (Nr. 6558.) * 31 ; ſchon 


lich erlaſſen. 
f $. 26. 


Von der Entſcheidung des Schiedsgerichts findet keine Berufung auf richter⸗ 
liches Urtheil ſtatt. 

Findet aber die Bezirksregierung in Folge einer binnen ſechswöchiger 
Präkluſtvfriſt nach Eröffnung der ſchiedsrichterlichen Entſcheidung angebrachten 
Beſchwerde, daß das Schiedsgericht ſeine Befugniſſe überſchritten hat, oder daß 
deſſen Entſcheidung mangelhaft oder unvollſtändig iſt, ſo iſt dieſelbe befugt und 
verpflichtet, nach Anhörung der Gegenpartei die Berichtigung oder Vervollſtän⸗ 
digung der Entſcheidung nach ihrem Ermeſſen dem bisherigen oder einem neuen 


nach den Vorſchriften der SS. 23. und 24. zu bildenden Schiedsgerichte zu 


übertragen. 

Gegen eine ſolche e der Regierung iſt Rekurs an den Miniſter 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten binnen ſechswöchiger Präkluſivfriſt 
nach Behändigung der Verfügung zuläſſig. 


$. 27. 


Die ſachkundigen Kommiſſarien N 19.) und die Schiedsrichter (§. 23.) 


haben ſowohl auf Erſatz ihrer baaren uslagen als auf Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 
koſten nach Maaßgabe des F. 3. des Koſtenregulativs vom 25, April 1836. 
(Geſetz Samml. ©. 182.) und der ſpäteren dazu ergangenen Vorſchriften Anſpruch. 
Ueber ihre Anſprüche entſcheidet die Bezirksregierung. 


$. 28. 


Sämmtliche Koſten tragen Diejenigen, auf deren Antrag die Entwäſſerung 
erfolgt und reſp. welche die Benutzung der Anlage in Anſpruch genommen haben 
($$. 14. 17. 18.) Be Verhältniß des Vortheils. Die Koſten der Rekursinſtanz 
treffen den unterliegenden Theil. Die Bezirksregierung iſt befugt, die Koſten und 
etwa erforderlichen Koſtenvorſchüſſe exekutiviſch einzuziehen. N 


Auſchnitt IW. 
Aufgebots⸗ und Präkluſionsverfahren bei Entwaͤſſerungsanlagen. 


§. 29. 


Das Geſetz vom 23. Januar 1846., betreffend das für Entwäfferungs- | 


anlagen einzuführende Aufgebots⸗ und e e e (Geſetz-Samml. S. 
bis 9 findet in ſeinem ganzen Umfange auch für 
Anwendung. 


15 ſchon ein für alle Mal geſchehen it, oder beide Theile ihnen den Eid ausdrück⸗ 


euvorpommern und Rügen 


9 
ya 


Abſchnitt V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 30. 


In Betreff der Kompetenz der We zur Regulirung 
der mit ihren Geſchäften verbundenen Vorfluthſachen wird durch das gegenwärtige 
Geſetz nichts geändert. 

Ga: 


Wer durch die Verabſäumung feiner Räumungs⸗ und Unterhaltungspflicht 
($$. 1. und 22.), oder durch Beſchädigung oder Zerſtörung der 1 ſein Grund⸗ 
ſtück führenden Entwäſſerungsanlagen Anderen Schaden zufügt, hat für dieſen 
Schaden vollſtändigen Erſatz zu leiſten. 

Ueber die Verpflichtung zum Schadenserſatz und über den Betrag des 
Schadens kann nur im ordentlichen Rechtswege entſchieden werden. 


$. 32. 


Alle mit dieſem Geſetze im Widerſpruch ſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
werden aufgehoben, und tritt das für Neuvorpommern und Rügen erlaſſene 
Königlich Schwediſche Reglement vom 18. November 1775. nach Publikation 
des gegenwärtigen Geſetzes außer Kraft. 

„AUrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 9. Februar 1867. 


(d. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6554.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Februar 1867, betreffend die Abänderung einiger 
Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Juli 1859. wegen Reviſion des 
Deichweſens in der Altmark. 


5 Alu Ihren Bericht vom 29. v. Mts. will Ich in Abänderung der betreffenden 
Beſtimmungen der 6$. 17. und 18. der Verordnung vom 1. Juli 1859., be⸗ 
treffend die Reviſion des Deichweſens in der Altmark, Geſetz⸗Samml. von 1859. 
Q. 65596555.) 2,3907. 


RD 


S. 367. seq., hierdurch genehmigen daß fortan nicht drei, ſondern vier Deich⸗ 
e für den Wiſche⸗Deichverband durch den ee e gewählt 
werden und auch der vierte Deichhauptmann Sitz und Stimme im eichamte 


erhalte. . 
Dieſe Order iſt durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 4. Februar 1867. . 
Wilhelm. 
v. Selchow. 


An den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


* 


(Nr, 6555.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Februar 1867., betreffend die Ueberweiſung der 
unmittelbaren oberen Leitung des Bergweſens in den neu erworbenen 
Landestheilen an das Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. Februar d. J. will Ich 
hierdurch beſtimmen, daß die obere Leitung des Bergweſens, einſchließlich der 
Staats⸗ oder Domanial⸗Bergwerke, Hütten und Salinen in den neu erworbenen 
Landestheilen Hannover, Kurheſſen, Naſſau, Frankfurt a. M., ſowie in den mit 
der Preußiſchen Monarchie vereinigten Gebietstheilen von Bayern und dem 
Großherzogthum Heſſen, ſchon jetzt dem Miniſterium für Handel/ Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten unmittelbar zugewieſen werde, ſo daß die Provinzial⸗Berg⸗ 
behörden und die Verwaltungen der Staats⸗ oder Domanialwerke in derſelben 
Weiſe von dem Handelsminiſterium unmittelbar reſſortiren, wie dies in den 
älteren Landestheilen der Fall iſt. 

Dieſe Meine Order ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 16. Februar 1867. 


} Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker), 


